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Selbstbestimmungsrecht und territoriale Integrität
im Ukrainekrieg
Beim Krieg zwischen Russland und der Ukraine geht es nicht nur um eine neue globale Weltordnung, 
sondern auch um den territorialen Bestand der Ukraine sowie die abtrünnigen Regionen der Ostukraine. 
Der Beitrag geht auf die historischen Wurzeln des völkerrechtlichen Selbstbestimmungsrechts sowie dessen 
Außen- sowie Binnenwirkung ein. Sezessionsbestrebungen werden als eine Ausprägung dieses Rechts 
verstanden, die aber nur in Fällen extremer Diskriminierung von nationalen Minderheiten sowie der 
innerstaatlichen Desintegration völkerrechtlich anerkannt werden. Vor diesem Hintergrund beleuchtet 
Norman Paech den Russland-Ukraine-Konflikt.

Der Krieg in der Ukraine hat – obwohl Domäne der Politik und des Militärs – von Anfang an auch die
Juristen auf den Plan gerufen. Unmittelbar nach dem Einmarsch der russischen Armee vor einem Jahr
entschied nicht nur die UN-Generalversammlung, dass dieser Angriff völkerrechtswidrig sei, sondern der
Chefankläger des Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH) kündigte sofortige Untersuchungen möglicher
Kriegsverbrechen auf beiden Seiten an. Schon vorher, bei der Annexion der Halbinsel Krim 2014 und ihrer
Integration in die Russische Föderation, hatte sich Präsident Putin auf das Selbstbestimmungsrecht der
überwiegend russischstämmigen Bevölkerung berufen. Präsident Selenskyi hingegen beruft sich auf das
Recht auf territoriale Integrität. Mit der Unabhängigkeitserklärung und der Annexion der Donbas-Oblaste
durch Russland stehen sich nun beide Prinzipien gegenüber, um jeweils die Positionen der Angreifer und der
Verteidiger zu begründen und zu rechtfertigen. Die folgenden Zeilen sollen versuchen, den juristischen
Gehalt und die normative Kraft der beiden Prinzipien zu klären und ihren offensichtlichen Konflikt
gegeneinander abzuwägen.

Norman Paech studierte Geschichte und Recht in Tübingen, München, Paris und Hamburg. Seine
Dissertation (1965) befasste sich mit Arbeits- und Öffentlichem Recht. Nach Zwischenstationen im
Bundesministerium für Wirtschaftliche Entwicklung und der Forschungsstelle der Vereinigung deutscher
Wissenschaftler (VDW) erhielt er 1975 eine Professor für Politische Wissenschaft an der Universität
Hamburg, 1982 wechselte er auf eine Professur für öffentliches Recht an der Hochschule für Wirtschaft und
Politik in Hamburg, die er bis 2003 inne hatte. Paech gehörte von 1969 bis zu seinem Austritt (2001) der
SPD an, ab 2007 war er Mitglied der Partei DIE LINKE, für die er von 2005 bis 2009 im Deutschen
Bundestag saß und als außenpolitischer Sprecher der Fraktion tätig war. Kontakt: www.norman-paech.de.
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